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näher bezeichneten Randbedingungen Rechnung trägt und sich im Übrigen in die klima-
schutzpolitischen Ziele des Landes einschreibt.  

 
Die Förderung sollte in Form einer Festbetragsförderung erfolgen, durch die der Aufwand 
der regionalen Klimaschutz- und Energieagenturen für das fragliche Projekt abgegolten 
wird. Maßstab wären im Projektantrag zu beziffernde Stundenhonorare. Eine regionale 
Klimaschutz- und Energieagentur sollte mehrere Projekte beantragen können. Der Förder-
betrag pro regionale Klimaschutz- und Energieagentur könnte auf jährlich 22.000 EUR zu-
züglich 0,07 EUR pro Einwohner beschränkt werden. Die Projektlaufzeit sollte jeweils min-
destens drei Jahre betragen. Der Verwendungsnachweis könnte über einen Stundennach-
weis und einen Monitoringbericht erfolgen.   

 
2. Um die Energiewende  auch in der Fläche breit zu verankern, müssen die kommunalen 

Mandatsträger beständig „mitgenommen“ werden. Denn sie sind nicht nur maßgebliche 
Entscheider, sondern auch wichtige Multiplikatoren. Hinzu kommt, dass sich die Kommu-
nalparlamente nach den Wahlen im Mai neu zusammensetzen werden. Unter diesem Ge-
sichtspunkte erscheint es ebenfalls angezeigt, die Kommunikation in Richtung der kom-
munalen Entscheidungsebene zu verstärken. 

 
Grundsätzlich förderwürdig erscheinen in dieser Perspektive folgende – und qualitativ ver-
gleichbare – Maßnahmen:  bedarfsadaptierte Beratung zu allen oder zu speziellen Instru-
menten des kommunalen Klimaschutzes in der Sitzung eines Kommunalparlaments oder 
eines seiner Ausschüsse, bei einer Sprengelsitzung von Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern sowie anlässlich der Sitzung einer Kreistags- oder Gemeinderatsfraktion;  Unter-
stützung der interkommunalen Netzwerkbildung im Hinblick auf Klimaschutz- und Ener-
giethemen;  Beratung einer kommunalen Verwaltungsspitze im Hinblick auf die Umset-
zung der klimaschutzpolitischen Ziele des Landes auf kommunaler Ebene.  
  
Die Förderung sollte in Form einer Festbetragsförderung erfolgen, durch die der Aufwand 
der regionalen Klimaschutz- und Energieagenturen abgegolten wird. Maßstab wären im 
Projektantrag zu benennende Stundenhonorare. Der maximale Förderbetrag pro regionale 
Klimaschutz- und Energieagentur könnte auf jährlich 11.000 EUR zuzüglich 0,04 EUR pro 
Einwohner beschränkt werden. Die erneute Bewilligung von einschlägigen Projektmitteln 
für das Folgejahr könnte davon abhängig gemacht werden, dass zumindest eine Kommune 
ein zusätzliches Instrumente aus dem „Klimaschutz-Plus-Programm Baden-Württemberg“ 
oder der nationalen Klimaschutzinitiative des Bundes umsetzt; soweit dies nicht der Fall ist, 
entfiele die Fördermöglichkeit für ein Jahr. Der Verwendungsnachweis ließe sich über einen 
Stundennachweis und einen Ergebnisbericht zum Ende des Förderzeitraums erbringen.   
 


